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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 2732.) Privilegium wegen Emiſſion von 1,632,800 Thalern Prioritaͤtsobligationen der 
Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 10. Juli 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. ꝛc. 


Nachdem von Seiten der unterm 17. Auguſt 1845. von Uns beſtaͤtigten Potsdam⸗ 
Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft, welche dem Vorbehalte im Eingang ihres 
Statuts gemaͤß nunmehr den Namen: „Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft⸗ führen wird, darauf angetragen worden iſt, derſelben zur Er⸗ 
gänzung des Anlagekapitals für die Potsdam-Magdeburger und die von ihr 
übernommene Berlin-Potsdamer Eiſenbahn die Ausſtellung auf den Inhaber 
lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen, jede zu Einhundert 
Thaler im Betrage von 1,632,800 Thalern zu geſtatten, ſo ertheilen Wir in 
Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, 
durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Benehmi ung zur 
Emiſſion der gedachten 16,328 Stuͤck Obligationen zu Einhundert Thaler Ku⸗ 
rant unter nachſtehenden Bedingungen: 


$. 1. 
Die Obligationen, auf deren Rüͤckſeite ein Abdruck dieſes Privilegiums 
beigefuͤgt wird, werden nach dem beiliegenden Schema mit der Bezeichnung 


Litt. C. ausgefertigt und von dreien Direktoren und dem Rendanten der Ge- 
ſellſchaft unterzeichnet. 


Es wird den, vermöge Unſeres Privilegii vom 17. Auguſt 1845. (Ge⸗ 
ſetzſammlung für das Jahr 1845. Seite 572, u. f.) ausgegebenen mit Litt. A. 
Jahrgang 1846. (Nr. 2732.) 47 und 


Ausgegeben zu Berlin den 6. Auguſt 1846. 
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und Litt. B. bezeichneten Obligationen der Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft, im Geſammtbetrage von 2,367,200 Thalern hierdurch die Priorität 
vor den Obligationen Litt. C. vorbehalten. 


$. 2. 


Die Obligationen tragen vier Prozent Zinſen. Zu deren Erhebung wer⸗ 
den den Obligationen zunaͤchſt für 6 Jahre 12 halbjaͤhrige, am 2. Januar und 
1. Juli der betreffenden Jahre zahlbare Zinskupons Nr. 1. bis 12. nach bei- 
liegendem Schema beigegeben. Beim Ablaufe dieſer und jeder folgenden ſechs⸗ 
ſhngen Periode werden nach vorheriger Öffentlicher Bekanntmachung fuͤr ander⸗ 
weite ſechs Jahre neue Zinskupons ausgereicht. Die Ausreichung erfolgt an 
den Praͤſentanten des letzten Kupons — mit deſſen Ruͤckgabe zugleich uͤber den 
Empfang der neuen quittirt wird — ſofern nicht vor deſſen Faͤlligkeitstermine 
dagegen von dem Inhaber der Obligation bei dem Direktorio ſchriftlich Wider⸗ 
ſpruch erhoben worden iſt; im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die 
Ausreichung an den Inhaber der Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf 
dem jedesmaligen letzten Kupon beſonders vermerkt. 


$. 3. 


Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erlöfchen, und die Zinskupons werden 
ungültig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Verfall⸗ 
zeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 


F. 4. 


Die Verzinſung der Obligationen hört an dem Tage auf, an welchem 
fie zur Zuruͤckzahlung fällig find. Wird dieſe in Empfang genommen, ſo 
muͤſſen zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpaͤter als an jenem Tage 
verfallen, mit der fälligen Obligation eingeliefert werden; geſchieht dies nicht, 
ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapital gekuͤrzt und 
zur Einlöͤſung dieſer Kupons verwendet. 


$. 5. 


Zur allmaͤligen Tilgung der Schuld wird jährlich ein halbes Prozent 
von dem Kapitalbetrage aller emittirten Obligationen verwendet. 


Die Beſtimmung der jauͤhrlich zur Tilgung kommenden Obligationen ge⸗ 
ſchieht durch Auslooſung Seitens des Direktorii mit Zuziehung eines das Pro⸗ 
tokoll fuͤhrenden Notarius, in einem vierzehn Tage zuvor einmal Öffentlich bes 
kanntgemachten Termine, zu welchem Jedermann der Zutritt freiſteht. Die 
Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſten Obligationen, ſowie eine af 
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allgemeine Kündigung der Obligationen, welche der Geſellſchaft mit Genehmi⸗ 
gung Unſeres Finanzminiſters zuſtehen ſoll, erfolgt durch dreimalige Einruͤckung 
in die Öffentlichen Blätter ($. 10.); die erſte Einruͤckung muß mindeſtens drei 
Monat vor dem beſtimmten Zahlungstermin ſtattfinden. Die Einloͤſung der 
ausgelooſten Obligationen geſchieht am 1. Juli jeden Jahres, die Einloͤſung 
der gekuͤndigten Obligationen kann ſowohl am 2. Januar, als am 1. Juli jeden 
Jahres Statt finden. 


„Die Rückzahlung erfolgt in beiden Faͤllen nach dem Nennwerthe gegen 
Auslieferung der Obligationen an deren Präfentanten. Die im Wege des Til⸗ 
gungsverfahrens eingelöften Obligationen werden unter Beobachtung der oben 
wegen der Auslooſung vorgeſchriebenen Form verbrannt. Diejenigen, welche 
im Wege der Kuͤndigung oder der Ruͤckforderung ($. 8.) eingeloͤſt werden, kann 
die Geſellſchaft wieder ausgeben. Ueber die Ausfuͤhrung der Tilgung wird dem 
19 DRR en beftellten Kommiſſarius des Staats jährüch Nach⸗ 
weis gefuͤhrt. 


H. 6. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortiſirt wer⸗ 
den, ſo wird gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen erlaſſen. Für dergeſtalt amortiſirte, ſowie auch fuͤr zerriſſene oder ſonſt 
unbrauchbar gewordene, an die Geſellſchaft zuruͤckgelieferte und gänzlich zu kaſ⸗ 
firende Obligationen werden neue dergleichen ausgefertigt. 


* 


Die Nummern der zur Zuruͤckzahlung fälligen, nicht zur Einloͤſung vor- 
gezeigten Obligationen werden waͤhrend drei Jahren nach dem Zahlungstermin 
ſährüch einmal von dem Direktorium der Geſellſchaft, Behufs der Empfang⸗ 
nahme der Zahlung, oͤffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche nicht in⸗ 
nerhalb 10 Jahren nach dem letzten offentlichen Aufrufe zur Einloͤſung vor⸗ 
gezeigt werden, find werthlos, welches von dem Direktorium unter Angabe 
der werthlos gewordenen Nummern alsdann Öffentlich zu erklaͤren iſt. Die 
Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtung mehr. 


H. 8. 


Außer dem, im H. 5. gedachten Falle find die Inhaber der Obligatio- 
nen berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Fällen von der Geſellſchaft zu⸗ 
ruͤckzufordern: 


a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet ſolche gehörig zur Einloͤſung praͤ⸗ 
ſentirt werden, laͤnger als drei Monate unberichtigt dleiben; 


b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen oder 
(Nr. 2732.) * an⸗ 


= 


anderen, dieſelben erſetzenden Maſchinen länger als ſechs Monate ganz 
aufhoͤrt; 


c) wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskraͤftiger Erkenntniſſe, Schul⸗ 
den halber Exekution vollſtreckt wird; 


d) wenn die im H. 5. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht eingehal— 
ten wird. 


In den Faͤllen a. b. und c. kann das Kapital an demſelben Tage, wo einer 
dieſer Faͤlle eintritt, zuruͤckgefordert werden; im Falle d. iſt dagegen eine drei— 
monatliche Kuͤndigungsfriſt zu beobachten. 


Das Recht der Zuruͤckforderung dauert in dem Falle a. bis zur Zah- 
lung des betreffenden Zinskupons, in dem Falle b. bis zur Wiederherſtellung 
des ununterbrochenen Transportbetriebes, in dem Falle c. ein Jahr, nachdem 
der vorgeſehene Fall eingetreten iſt, das Recht der Kündigung in dem Falle d. 
drei Monate von dem Tage ab, an welchem die Tilgung der Obligationen 
hätte erfolgen follen. 


* 


Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: 


a) Die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht 
der Zahlung von Zinſen und Dividenden an die Aktionaire der Geſell— 
ſchaft vor. 


b) Bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eiſen— 
bahn und den Bahnhoͤfen erforderlichen Grundſtuͤcke verkaufen; dies be— 
fehr ſich jedoch nicht auf die, außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe 

efindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der Bahn— 
hoͤfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zur Errichtung von Poftz, 
Polizei- oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder welche zu Packhoͤfen oder 
Waarenniederlagen abgetreten werden möchten. Für den Fall, daß Un— 
ſere Gerichte einen Nachweis daruͤber erfordern ſollten, ob ein Grund— 
ſtuͤck zur Eiſenbahn und den Bahnhöfen erforderlich ſei, oder nicht, ge— 
10 ein Atteſt des fuͤr das Eiſenbahnunternehmen beſtellten Kom— 
miſſarius. 


c) Die Geſellſchaft darf weder Prioritaͤtsaktien kreiren, noch neue Darlehne 
aufnehmen, es ſei denn, daß fuͤr die jetzt zu emittirenden Obligationen 
das Vorzugsrecht ausdruͤcklich ſtipulirt werde, oder daß zur Anlegung 
des zweiten Geleiſes auf der Bahn ein neues Anlehn noͤthig werden 
ſollte, in welchem Falle einem ſolchen Anlehen zum Belaufe von 
1,500,000 Rthlrn. ein Hypothekenrecht mit gleichen Vorzuͤgen, als den 

auf 
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auf Grund dieſes Privilegii zu emittirenden Obligationen von der Pots⸗ 
dam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft eingeräumt werden darf. 


d) Zur Sicherheit für das im F. 8. feſtgeſetzte Ruͤckforderungsrecht iſt den 
Inhabern der Obligation von der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft das Geſellſchaftsvermoͤgen, namentlich die Berlin-Pots⸗ 
damer und die Potsdam - Magdeburger Eiſenbahn dergeſtalt verpfaͤndet, 
daß denſelben die hypothekariſche Eintragung auf die der Geſellſchaft 
gehoͤrigen Immobilien geſtattet worden iſt. 


Die vorſtehend unter b. und c. erlaffenen Beſtimmungen ſollen jedoch 
auf diejenigen Obligationen ſich nicht bezieheu, die, zur Zuruͤckzahlung fällig 
erklaͤrt, nicht innerhalb 6 Monaten nach Verfall zur Empfangnahme der Zah— 
lung gehoͤrig praͤſentirt werden. 


$. 10. 


Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen oͤffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen müffen in die Allgemeine Preußiſche, in eine zweite, in Berlin erſcheinende, 
und in die Magdeburger Zeitung eingeruͤckt werden. Sollte eins dieſer Blät- 
ter eingehen, fo genügt die Bekanntmachung in den beiden anderen, bis zu an- 
er mit Genehmigung Unſeres Finanz⸗Miniſters zu treffenden Beſtim⸗ 
mungen. 


1 
Auf die Zahlung der Obligationen, wie auch der Zinskupons, die jeder⸗ 
zeit nach der Wahl der Berechtigten aus der Geſellſchafts Kaſſe in Berlin oder 
Potsdam geleiſtet wird, kann kein Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 


Zur Urkund Dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwärtige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
unter Unſerem Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhr⸗ 
ar von Seiten des Staats zu geben oder Rechten Dritter zu prä- 
judiziren. 


Gegeben Sansſouci, den 10. Juli 1846, 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Flottwell. 
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(Nr. 2732.) Ber- 


Berlin-Potsdam - Magdeburger Eisenbahn-Obligation. 
Littera C. W 
über 
100 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber diefer Obligation Litt. C. . hat auf Hoͤhe von Einhun⸗ 
dert Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemaͤßheit des umſtehend 
abgedruckten Allerhöchften Privilegii emittirten Kapitale von 1,632,800 Rthlr. 

/ 


Die Zinfen mit vier Prozent für das Jahr find gegen die ausgegebenen, 
am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres zahlbaren halbjaͤhrlichen Zinskupons 
zu erheben. i 

Potsdam, den 


Die Direktion der Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. 
(Unterſchrift von drei Direktoren.) 


Der Rendant 
N. 


Mit dieſer Obligation find für den Zeitraum vom. 0 are 


zwölf halbjaͤhrliche Zinskupons Nr. 1. bis 12. ausgegeben, von welchen der 
letzte den umſtehend §. 2. beſtimmten Vermerk enthält. 


Erſter 
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Erſter Zinskupon 
zur 
Berlin-Potsdam- Magdeburger Eiſenbahn⸗ Obligation 
Littera C. 


Zwei Thaler Preußiſch Kurant 
hat Inhaber dieſes vom e. ab, in Potsdam oder Berlin 
aus unſerer Geſellſchaftskaſſe zu erheben. Dieſer Zinskupon wird unguͤltig 
und werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren nach der Verfallzeit zur 
Zahlung praͤſentirt wird. 
Potsdam, den 


Die Direktion der Berlin-Potsdam⸗ Magdeburger „ 
Geſellſchaft. 


(Unterſchrift des Kontrolleurs.) 


(Kupon No. 12. Bemerkung.) 


Der Praͤſentant dieſes Kupons iſt zur Entgegennahme der folgenden, 
uͤber deren Empfang er zugleich durch deſſen Ruͤckgabe quittirt, berechtigt, 
wenn dagegen nicht vor dem Faͤlligkeitstermin deſſelben, dm wèůæk 
vom Inhaber der Obligation bei der Direktion ſchriftlich Widerſpruch erhoben 
wird, in welchem Falle die Ausreichung der neuen Kupons gegen beſondere 
Quittung an den Inhaber der Obligation erfolgt. 


(Nr. 2732—2733.) (Nr. 7733.) 


> MR 


ee, ee. (Fr. 2733.) Deklaration uͤber die Anwendung des F. 395. Titel 21. Theil J. des Allge— 
er meinen Landrechts. Vom 21. Juli 1846. 


a ee e er 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
8 Preußen ꝛc. ꝛc. 


ee, 73557? erklaͤren auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, nach Anhoͤrung Unſerer 
getreuen Staͤnde und nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths: 


daß die dem Vermiether und Verpaͤchter im §. 395. Titel 21. Theil I. 
des Allgemeinen Landrechts beigelegten Rechte eines Pfandglaͤubigers 
ſich nur auf ſolche Sachen und Effekten erſtrecken, welche dem Miether 
oder Pächter ſelbſt gehören oder welche derſelbe ohne Einwilligung des 
Eigenthuͤmers zu verpfaͤnden befugt iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige— 

drucktem Koͤniglichen Inſiegel. . 
Gegeben Sansſouci, den 21. Juli 1846, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. v. Savigny. UÜhden. 
Beglaubigt: 
Bode. 


